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214 
Gesetz 

über Enteignung und Entschädigung 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetz -
EEGNW-) 

Vom 20. Juni 1989 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 
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Teil I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für alle Enteignungs- und Besitzein­
weisungsverfahren und die damit verbundenen Entschä­
digungs- und Übernahmeverfahren im Lande Nordrhein­
Westfalen, wenn und soweit nicht Bundesrecht anzuwen­
den ist. Für andere Entschädigungs- und Übernahmever­
fahren (§§ 40 und 41) gilt dieses Gesetz nur, wenn und so­
weit es dies vorsieht und nicht bundesrechtliche Vor­
schriften anzuwenden sind. 

§ 2 
Enteignungszweck 

(1) Nach diesem Gesetz kann unbeschadet der Voraus­
setzungen des § 4 enteignet werden, um 

1. Vorhaben zu verwirklichen, für die andere Gesetze die 
Enteignung ausdrücklich zulassen, 

2. andere Vorhaben zu verwirklichen für 
a) den Schutz von Boden, Wasser, Luft, Klima und 

Landschaft, 
b) die öffentliche Wärmeversorgung, 
c) die öffentliche Entsorgung von Abfällen, 
d) Rohrleitungen zum Transport von Rohstoffen oder 

Produkten in großen Mengen oder mit gefährlichen 
Eigenschaften, 

sofern diese dem Wohl der Allgemeinheit dienen. 
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(2) Enteignungen zum Zwecke der Ersatzlandbeschaf­
fung und zu dem Zweck, durch Enteignung entzogene 
Rechte durch neue Rechte zu ersetzen, sind nur zulässig, 
wenn und soweit dieses Gesetz oder ein anderes Gesetz 
eine solche Art der Entschädigung vorsieht. 

§3 
Gegenstand der Enteignung 

(1) Durch Enteignung können 

1. das Eigentum an Grundstücken entzogen oder belastet 
werden; 

2. andere Rechte an Grundstücken entzogen oder belastet 
werden; 

3. Rechte entzogen werden, die zum Erwerb, zum Besitz 
oder zur Nutzung von Grundstücken berechtigen oder 
die den Verpflichteten in der Benutzung von Grund­
stücken beschränken; 

4. soweit es dieses Gesetz vorsieht, Rechtsverhältnisse 
begründet werden, die Rechte der in Nummer 3 be­
zeichneten Art gewähren; 

5. die Änderung oder Beseitigung vorhandener baulicher 
Anlagen und Einfriedungen angeordnet werden. 

(2) Zur vorübergehenden Nutzung eines Grundstücks 
können Rechtsverhältnisse begründet werden, die persön­
liche Rechte gewähren. 

(3) Auf das Zubehör eines Grundstücks sowie auf Sa­
chen, die nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem 
Grundstück verbunden oder in ein Gebäude eingefügt 
sind, darf die Enteignung nur nach Maßgabe des § 7 Abs. 4 
ausgedehnt werden. 

(4) Die für die Entziehung oder Belastung des Eigen­
tums an Grundstücken geltenden Vorschriften sind auf 
die Entziehung, Belastung oder Begründung der in Ab­
satz 1 Nrn.2 bis 4 bezeichneten Rechte entsprechend an­
zuwenden. 

(5) Die für Grundstücke geltenden Vorschriften dieses 
Gesetzes sind entsprechend auch auf Grundstücksteile 
anzuwenden. 

(6) Die für das Eigentum an Grundstücken bestehenden 
Vorschriften sind, soweit dieses Gesetz nichts anderes 
vorschreibt, entsprechend auch auf grundstücksgleiche 
Rechte anzuwenden. 

Teil 11 

Zulässigkeit der Enteignung 

§4 
Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Enteignung 

(1) Die Enteignung ist im einzelnen Fall nur zulässig, 
wenn das Wohl der Allgemeinheit sie erfordert und der 
Enteignungszweck auf andere zumutbare Weise nicht er­
reicht werden kann. 

(2) Die Enteignung setzt voraus, daß der Antragsteller 
sich ernsthaft um den freihändigen Erwerb des zu enteig­
nenden Grundstücks zu angemessenen Bedingungen, un­
ter den Voraussetzungen des § 16 Abs. 1 und 3 unter Ange­
bot geeigneten anderen Landes, vergeblich bemüht hat. 
Der Antragsteller hat glaubhaft zu machen, daß das 
Grundstück innerhalb angemessener Frist zu dem vorge­
sehenen Zweck verwendet werden wird. 

(3) Erfordert das Vorhaben nach anderen Gesetzen ei­
nen Planfeststellungsbeschluß oder einen anderen Ver­
waltungsakt, muß dieser unanfechtbar sein oder ein 
Rechtsmittel darf keine aufschiebende Wirkung haben. 
Dasselbe gilt für einen Planfeststellungsbeschluß, der auf­
grund dieses Gesetzes ergeht (§ 23 Abs. 1). Nach anderen 
Gesetzen erforderliche Zulässigkeitserklärungen, Zustim­
mungen oder ähnliche Erklärungen müssen in der vorge­
sehenen Form vorliegen. Weitere in anderen Gesetzen ge­
forderte Voraussetzungen für die Zulässigkeit der Enteig­
nung bleiben von den Absätzen 1 und 2 unberührt. 

§5 
Enteignung von Grundstücken 

zur Entschädigung in Land 

(1) Die Enteignung von Grundstücken zur Entschädi­
gung in Land (Ersatzland) ist zulässig, wenn 

1. die Entschädigung eines Eigentümers nach § 16 in Land 
festzusetzen ist, 

2. die Bereitstellung von Grundstücken weder aus dem 
Grundbesitz des Enteignungsbegünstigten noch aus 
dem Grundbesitz des Bundes, des Landes, einer Ge­
meinde (Gemeindeverband) oder einer juristischen 
Person des Privatrechts, an der der Bund, das Land 
oder eine Gemeinde (Gemeindeverband) allein oder ge­
meinsam überwiegend beteiligt sind, möglich und zu­
mutbar ist, sowie 

3. von dem Enteignungsbegünstigten geeignete Grund­
stücke freihändig zu angemessenen Bedingungen, ins­
besondere, soweit ihm dies möglich und zumutbar ist, 
unter Angebot geeigneten anderen Landes aus dem ei­
genen Vermögen oder aus dem Besitzstand von juristi­
schen Personen des Privatrechts, an deren Kapital er 
überwiegend beteiligt ist, nicht erworben werden kön­
nen. 

(2) Grundstücke unterliegen nicht der Enteignung zur 
Entschädigung in Land, wenn und soweit 
a) der Eigentümer oder bei land- und forstwirtschaftlich 

genutzten Grundstücken auch der sonstige Nutzungs­
berechtigte auf das zu enteignende Grundstück mit sei­
ner Berufs- oder Erwerbstätigkeit angewiesen und ihm 
im Interesse der Erhaltung der Wirtschaftlichkeit sei­
nes Betriebes die Abgabe nicht zuzumuten ist oder 

b) die Grundstücke oder ihre Erträge unmittelbar öffent­
lichen Zwecken oder der Wohlfahrtspflege, dem Unter­
richt, der Forschung, der Kranken- und Gesundheits­
pflege, der Erziehung, der Körperertüchtigung oder 
den Aufgaben der Kirchen und anderer Religionsge­
sellschaften des öffentlichen Rechts sowie deren Ein­
richtungen dienen oder zu dienen bestimmt sind. 

(3) Die Enteignung zum Zweck der Entschädigung eines 
Eigentümers, dessen Grundstück zur Beschaffung von Er­
satzland enteignet wird, ist unzulässig. 

§6 
Ersatz für entzogene Rechte 

Die Enteignung zu dem Zweck, durch Enteignung ent­
zogene Rechte zu ersetzen, ist nur zulässig, soweit der Er­
satz in den Vorschriften des Teils 111 vorgesehen ist. Für 
den Ersatz entzogener Rechte durch neue Rechte im Wege 
der Enteignung nach § 12 Abs. 2 Satz 3 gelten die in § 5 
Abs. 1 und 2 für die Enteignung zur Entschädigung in 
Land getroffenen Vorschriften entsprechend. 

§7 
Umfang, Beschränkung und Ausdehnung der Enteignung 

(1) Ein Grundstück darf nur in dem Umfang enteignet 
werden, in dem dies zur Verwirklichung des Enteignungs­
zwecks erforderlich ist. Reicht eine Belastung des Grund­
stücks mit einem Recht zur Verwirklichung des Enteig­
nungszwecks aus, so ist die Enteignung hierauf zu be-
schränken. -

(2) Soll ein Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet 
werden, so ist auf Antrag des Eigentümers anstelle der 
Belastung das Eigentum zu entziehen. Soll ein Grund­
stück mit einem anderen Recht belastet werden, so ist auf 
Antrag des Eigentümers das Eigentum zu entziehen, wenn 
die Belastung mit dem dinglichen Recht für ihn unbillig 
ist. 

(3) Soll ein Grundstück oder ein räumlich oder wirt­
schaftlich zusammenhängender Grundbesitz nur zum Teil 
enteignet werden, so ist auf Antrag des Eigentümers die 
Enteignung auf das Restgrundstück oder den Restbesitz 
insoweit auszudehnen, als das Restgrundstück oder der 
Restbesitz nicht mehr in angemessenem Umfang baulich 
oder wirtschafltich genutzt werden kann. 

(4) Auf Antrag des Eigentümers ist die Enteignung auf 
die in § 3 Abs. 3 bezeichneten Gegenstände auszudehnen, 
wenn und soweit er sie infolge der Enteignung nicht mehr 
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wirtschaftlich nutzen oder in anderer Weise angemessen 
verwerten kann. 

(5) Ein Antrag nach den Absätzen 2 bis 4 ist bis zum 
Schluß der mündlichen Verhandlung (§ 25) zu stellen. 

Teil III 

Entschädigung 

§8 
Entschädigungsgrundsätze 

(1) Für die Enteignung ist Entschädigung zu leisten. 

(2) Die Entschädigung wird gewährt 

1. für den durch die Enteignung eintretenden Rechtsver­
lust, 

2. für andere durch die Enteignung eintretende Vermö­
gensnachteile. 

(3) Vermögensvorteile, die dem Entschädigungsberech­
tigten (§ 9 Abs. 1) infolge der Enteignung entstehen, sind 
bei der Festsetzung der Entschädigung zu berücksichti­
gen. Hat bei der Entstehung eines Vermögensnachteils ein 
Verschulden des Entschädigungsberechtigten mitgewirkt, 
so gilt § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend. 

(4) Für die Bemessung der Entschädigung ist der Zu­
stand des Grundstücks in dem Zeitpunkt maßgebend, in 
dem die Enteignungsbehörde über den Enteignungsan­
trag entscheidet. In den Fällen der vorzeitigen Besitzein­
weisung oder sonstiger Besitzüberlassung ist der Zustand 
in dem Zeitpunkt maßgebend, in dem diese wirksam wird. 

§9 
Entschädigungsberechtigter 

und Entschädigungsverpflichteter 

(1) Entschädigung kann verlangen, wer in seinem Recht 
durch die Enteignung beeinträchtigt wird und dadurch ei­
nen Vermögensnachteil erleidet. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Enteig­
nungsbegünstigte verpflichtet. Wird Ersatzland enteignet, 
so ist zur Entschädigung derjenige verpflichtet, der dieses 
Ersatzland für das zu enteignende Grundstück beschaffen 
muß. 

§10 
Entschädigung für den Rechtsverlust 

(1) Die Entschädigung für den durch die Enteignung 
eintretenden Rechtsverlust bemißt sich nach dem Ver­
kehrswert des zu enteignenden Grundstücks oder sonsti­
gen Gegenstands der Enteignung. Der Verkehrswert wird 
durch den Preis bestimmt, der in dem Zeitpunkt, auf den 
sich die Ermittlung bezieht, im gewöhnlichen Geschäfts­
verkehr nach den rechtlichen Gegebenheiten und tatsäch­
lichen Eigenschaften, der sonstigen Beschaffenheit und 
der Lage des Grundstücks oder des sonstigen Gegen­
stands der Wertermittlung ohne Rücksicht auf ungewöhn­
liche oder persönliche Verhältnisse zu erzielen wäre. Maß­
gebend ist der Verkehrswert in dem Zeitpunkt, in dem die 
Enteignungsbehörde über den Enteignungsantrag ent­
scheidet. 

(2) Bei der Festsetzung der Entschädigung bleiben un­
berücksichtigt 

1. Wertsteigerung.en eines Grundstücks, die in der Aus­
sicht auf eine Anderung der zulässigen Nutzung einge­
treten sind, wenn die Änderung nicht in absehbarer 
Zeit zu erwarten ist; 

2. Wertänderungen, die infolge der bevorstehenden Ent­
eignung eingetreten sind; 

3. Werterhöhungen, die nach dem Zeitpunkt eingetreten 
sind, in dem der Eigentümer zur Vermeidung der Ent­
eignung ein Kauf- oder Tauschangebot des Antragstel­
lers mit angemessenen Bedingungen (§ 4 Abs.2 Satz 1) 
hätte annehmen können, es sei denn, daß der Eigentü­
mer Kapital oder Arbeit für sie aufgewendet hat; 

4. wertsteigernde Veränderungen, die während einer Ver­
fügungs- und Veränderungssperre nach § 26, einer Ver­
änderungssperre nach dem Ersten Kapitel, Zweiter 

Teil, Erster Abschnitt (§§ 14ff.) des Baugesetzbuchs 
(BauGB), einer Verfügungs- und Veränderungssperre 
nach § 51 BauGB, einer Veränderungssperre nach § 9a 
Bundesfernstraßengesetz oder § 40 Straßen- und Wege­
gesetz des Landes Nordrhein-Westfalen oder einer 
ähnlichen Sperre oder eines ähnlichen Verbots ohne 
die erforderliche Genehmigung, Bewilligung oder Zu­
stimmung vorgenommen worden sind; 

5. Vereinbarungen, soweit sie von üblichen Vereinbarun­
gen auffällig abweichen und Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß sie getroffen worden sind, um eine 
höhere Entschädigungsleistung zu erlangen; 

6. Bodenwerte, die nicht zu berücksichtigen wären, wenn 
der Eigentümer Ansprüche nach den §§ 40 bis 42 
BauGB geltend machen würde. 

(3) Für bauliche Anlagen, deren Abbruch jederzeit auf­
grund öffentlich-rechtlicher Vorschriften entschädigungs­
los gefordert werden kann, ist eine Entschädigung nur zu 
gewähren, wenn es aus Gründen der Billigkeit geboten ist. 
Kann der Abbruch entschädigungslos erst nach Ablauf ei­
ner Frist gefordert werden, so ist die Entschädigung nach 
dem Verhältnis der restlichen zu der gesamten Frist zu 
bemessen. 

(4) Wird der Wert des Eigentums an dem Grundstück 
durch Rechte Dritter gemindert, die an dem Grundstück 
aufrechterhalten, an einem anderen Grundstück neu be­
gründet oder gesondert entschädigt werden, so ist dies bei 
der Festsetzung der Entschädigung für den Rechtsverlust 
zu berücksichtigen. 

§11 
Entschädigung für andere Vermögensnachteile 

(1) Wegen anderer durch die Enteignung eintretender 
Vermögensnachteile ist eine Entschädigung nur zu ge­
währen, wenn und soweit diese Vermögensnachteile nicht 
bei der Bemessung der Entschädigung für den Rechtsver­
lust berücksichtigt sind. Die Entschädigung ist unter ge­
rechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit und 
der Beteiligten festzusetzen, insbesondere für 

1. den vorübergehenden oder dauernden Verlust, den der 
bisherige Eigentümer in seiner Berufstätigkeit, seiner 
Erwerbstätigkeit oder in Erfüllung der ihm wesensge­
mäß obliegenden Aufgaben erleidet, jedoch nur bis zu 
dem Betrag des Aufwandes, der erforderlich ist, um ein 
anderes Grundstück in der gleichen Weise wie das zu 
enteignende Grundstück zu nutzen; 

2. die Wertminderung, die durch die Enteignung eines 
Grundstücksteils oder eines Teils eines räumlich oder 
wirtschaftlich zusammenhängenden Grundbesitzes bei 
dem anderen Teil oder durch Enteignung des Rechts an 
einem Grundstück bei einem anderen Grundstück ent­
steht, soweit die Wertminderung nicht schon bei der 
Festsetzung der Entschädigung nach Nummer 1 be­
rücksichtigt ist; 

3. die notwendigen Aufwendungen für einen durch die 
Enteignung erforderlich werdenden Umzug. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr.2 ist § 10 Abs. 2 Nr. 3 an­
zuwenden. 

§ 12 
Behandlung der Rechte der Nebenberechtigten 

(1) Rechte an dem zu enteignenden Grundstück sowie 
persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung des 
Grundstücks berechtigten oder den Verpflichteten in der 
Nutzung des Grundstücks beschränken, können aufrecht­
erhalten werden, soweit dies mit dem Enteignungszweck 
vereinbar ist. 

(2) Als Ersatz für ein Recht an einem Grundstück, das 
nicht aufrechterhalten wird, kann mit Zustimmung des 
Rechtsinhabers das Ersatzland oder ein anderes Grund­
stück des Enteignungsbegünstigten mit dem gleichen 
Recht belastet werden. Als Ersatz für ein persönliches 
Recht, das nicht aufrechterhalten wird, kann mit Zustim­
mung des Rechtsinhabers ein Rechtsverhältnis begründet 
werden, das ein Recht gleicher Art in bezug auf das Er­
satzland oder auf ein anderes Grundstück des Enteig­
nungsbegünstigten gewährt. Als Ersatz für dingliche oder 
persönliche Rechte eines öffentlichen Verkehrsunterneh-
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mens, eines Wasserverbandes oder eines Trägers der öf­
fentlichen Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme oder 
Wasser, der auf diese zur Erfüllung seiner wesensgemä­
ßen Aufgaben angewiesen ist, sind auf seinen Antrag 
Rechte gleicher Art zu begründen; soweit dazu Grundstücke 
des Enteignungsbegünstigten nicht geeignet sind, kön­
nen zu diesem Zweck auch andere Grundstücke in An­
spruch genommen werden. Aufwendungen, die infolge ei­
nes Rechtserwerbs nach Satz 1, 2 und 3 dem Nebenbe­
rechtigten entstehen, sind auf dessen Antrag vom Ent­
schädigungspflichtigen zu erstatten. Anträge nach Satz 3 
und 4 müssen vor Beginn der mündlichen Verhandlung 
(§ 25) schriftlich oder zur Niederschrift der Enteignungs­
behörde gestellt werden. 

(3) Soweit Rechte nicht aufrechterhalten oder nicht 
durch neue Rechte ersetzt werden, sind bei der Enteig­
nung eines Grundstücks gesondert zu entschädigen 

1. Erbbauberechtigte, Altenteilsberechtigte sowie Inhaber 
von Dienstbarkeiten und Erwerbsrechten an dem 
Grundstück, 

2. Inhaber von persönlichen Rechten, die zum Besitz oder 
zur Nutzung des Grundstücks berechtigen, wenn der 
Berechtigte im Besitz des Grundstücks ist, 

3. Inhaber von persönlichen Rechten, die zum Erwerb des 
Grundstücks berechtigen oder den Verpflichteten in der 
Nutzung des Grundstücks beschränken. 

(4) Berechtigte, deren Rechte nicht aufrechterhalten, 
nicht durch neue Rechte ersetzt und nicht gesondert ent­
schädigt werden, haben bei der Enteignung eines Grund­
stücks Anspruch auf Ersatz des Werts ihres Rechts aus 
der Geldentschädigung für das Eigentum an dem Grund­
stück, soweit sich ihr Recht auf dieses erstreckt. Das gilt 
entsprechend für die Geldentschädigungen, die für den 
durch die Enteignung eintretenden Rechtsverlust in ande­
ren Fällen oder nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 festgesetzt 
werden. 

§ 13 
Härteausgleich 

(1) Wird ein bewohntes Grundstück enteignet, so soll ei­
nem Mieter, Pächter oder sonstigen Nutzungsberechtig­
ten, der durch die Enteignungsmaßnahme sein Nutzungs­
recht verliert, zur Vermeidung oder zum Ausgleich wirt­
schaftlicher Nachteile, die in seinen persönlichen Lebens­
umständen eine besondere Härte bedeuten und die durch 
die nach den §§ 10 bis 12 gewährte Entschädigung nicht 
abgedeckt und auch nicht durch sonstige Maßnahmen 
ausgeglichen werden, ein Geldausgleich gewährt werden, 
soweit es die Billigkeit erfordert (Härteausgleich). Der 
Härteausgleich kann auch durch ein zinsgünstiges Darle­
hen oder durch Zinsverbilligung eines Darlehens erbracht 
werden. 

(2) Die Leistung des Härteausgleichs obliegt dem Ent­
eignungsbegünstigten (§ 9 Abs. 2). 

(3) Ein Härteausgleich ist nicht zu gewähren, soweit der 
Entschädigungsberechtigte es unterlassen hat oder unter­
läßt, den wirtschaftlichen Nachteil durch zumutbare Maß­
nahmen, insbesondere unter Einsatz eigener oder fremder 
Mittel, abzuwenden. 

(4) Ein Härteausgleich ist nur auf Antrag zu gewähren. 
Diesen hat der Entschädigungsberechtigte schriftlich oder 
zur Niederschrift der Enteignungsbehörde bis zum Schluß 
der mündlichen Verhandlung (§ 25) zu stellen. 

(5) Über einen Antrag auf einen Härteausgleich ist in 
dem Enteignungsbeschluß (§ 30) zu befinden. 

§ 14 
Schuldübergang 

(1) Haftet bei einer Hypothek, die aufrechterhalten oder 
durch ein neues Recht an einem anderen Grundstück er­
setzt wird, der von der Enteignung Betroffene zugleich 
persönlich, so übernimmt der Enteignungsbegünstigte die 
Schuld in Höhe der Hypothek. Die §§ 415 und 416 des Bür­
gerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend; als Veräuße­
rer im Sinne des § 416 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist 
der von der Enteignung Betroffene anzusehen. 

(2) Das gleiche gilt, wenn bei einer Grundschuld oder 
Rentenschuld, die aufrechterhalten oder durch ein neues 

Recht an einem anderen Grundstück ersetzt wird, der von 
der Enteignung Betroffene zugleich persönlich haftet, so­
fern er spätestens in dem nach § 25 anzuberaumenden 
Termin die gegen ihn bestehende Forderung unter Anga­
be ihres Betrages und Grundes angemeldet und auf Ver­
langen der Enteignungsbehörde oder eines Beteiligten 
glaubhaft gemacht hat. 

§ 15 
Entschädigung in Geld 

(1) Die Entschädigung ist in einem einmaligen Betrag 
zu leisten, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
Auf Antrag des Eigentümers kann im Falle des Eigen­
tumsentzugs die Entschädigung in wiederkehrenden Lei­
stungen festgesetzt werden, wenn dies den übrigen Betei­
ligten zuzumuten ist. Der Antrag ist schrütlich oder zur 
Niederschrift der Enteignungsbehörde bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung nach § 25 zu stellen. 

(2) Für die Belastung eines Grundstücks mit einem Erb­
baurecht ist die Entschädigung in einem Erbbauzins zu 
leisten. 

(3) Einmalige Entschädigungsbeträge sind mit zwei vom 
Hundert über dem Diskontsatz der Deutschen Bundes­
bank jährlich von dem Zeitpunkt an zu verzinsen, in dem 
die Enteignungsbehörde über den Enteignungsantrag ent­
scheidet. Im Falle der vorzeitigen Besitzeinweisung ist der 
Zeitpunkt maßgebend, in dem diese wirksam wird. 

§ 16 
Entschädigung in Land 

(1) Im Falle des Eigentumsentzugs ist auf Antrag des 
Eigentümers die Entschädigung in geeignetem Ersatzland 
festzusetzen, wenn er zur Sicherung seiner Berufstätig­
keit, seiner Erwerbstätigkeit oder zur Erfüllung der ihm 
wesensgemäß obliegenden Aufgaben auf Ersatzland ange­
wiesen ist und 
a) der Enteignungsbegünstigte über als Ersatzland geeig­

nete Grundstücke verfügt, auf die er nicht mit seiner 
Berufstätigkeit, seiner Erwerbstätigkeit oder zur Erfül­
lung der ihm wesensgemäß obliegenden Aufgaben an­
gewiesen ist, oder 

b) der Enteignungsbegünstigte geeignetes Ersatzland 
nach pflichtmäßigem Ermessen der Enteignungsbe­
hörde freihändig zu angemessenen Bedingungen be­
schaffen kann oder 

c) geeignetes Ersatzland durch Enteignung nach § 5 be­
schafft werden kann. 

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Buchsta­
ben abis c ist die Entschädigung auf Antrag des Eigentü­
mers auch dann in geeignetem Ersatzland festzusetzen, 
wenn ein Grundstück enteignet werden soll, das mit ei­
nem Eigenheim oder einer Kleinsiedlung bebaut ist. Dies 
gilt nicht, wenn nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
der Abbruch des Gebäudes jederzeit entschädigungslos 
gefordert werden kann. 

(3) Die Entschädigung kann auf Antrag des Enteigneten 
oder Enteignungsbegünstigten ganz oder teilweise in Er­
satzland festgesetzt werden, wenn diese Art der Entschä­
digung nach pflichtmäßigem Ermessen der Enteignungs­
behörde unter gerechter Abwägung der Interessen der 
Allgemeinheit und der Beteiligten billig ist und bei dem 
Enteignungsbegünstigten die in Absatz 1 Buchstaben a 
oder b genannten Voraussetzungen vorliegen. 

(4) Wird die Entschädigung in Ersatzland festgesetzt, so 
sind auch der Verwendungszweck des Ersatzlandes und 
die Frist, in der das Grundstück zu dem vorgesehenen 
Zweck zu verwenden ist, zu bezeichnen. Teil IV Abschnitt 4 
gilt entsprechend. 

(5) Auf die Ermittlung des Werts des Ersatzlands ist § 10 
entsprechend anzuwenden. Hierbei kann eine Werterhö­
hung berücksichtigt werden, die das übrige Grundvermö­
gen des von der Enteignung Betroffenen durch den Er­
werb des Ersatzlands über dessen Wert nach Satz 1 hin­
aus erfährt. Hat das Ersatzland einen geringeren Wert als 
das zu enteignende Grundstück, so ist eine dem Wertun­
terschied entsprechende zusätzliche Geldentschädigung 
festzusetzen. Hat das Ersatzland einen höheren Wert als 
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das zu enteignende Grundstück, so ist festzusetzen, daß 
der Entschädigungsberechtigte an den durch die Enteig­
nung Begünstigten eine dem Wertunterschied entspre­
chende Ausgleichszahlung zu leisten hat. Die Ausgleichs­
zahlung wird mit dem nach § 33 Abs. 5 Satz 1 in der Aus­
führungsanordnung festgesetzten Tag fällig. 

(6) Wird die Entschädigung in Land festgesetzt, so sollen 
dingliche oder persönliche Rechte, soweit sie nicht an dem 
zu enteignenden Grundstück aufrechterhalten werden, 
auf Antrag des Rechtsinhabers ganz oder teilweise nach 
Maßgabe des § 12 Abs. 2 ersetzt werden. Soweit dies nicht 
möglich ist oder nicht ausreicht, sind die Inhaber der 
Rechte gesondert in Geld zu entschädigen; dies gilt für die 
in § 12 Abs. 4 bezeichneten Berechtigten nur, soweit ihre 
Rechte nicht durch eine dem Eigentümer nach Absatz 5 zu 
gewährende zusätzliche Geldentschädigung gedeckt wer­
den. 

(7) Anträge nach den Absätzen 1, 2, 3 und 6 sind schrift­
lich oder zur Niederschrift der Enteignungsbehörde zu 
stellen, und zwar in den Fällen der Absätze 1, 2 und 3 vor 
Beginn und im Falle des Absatzes 6 bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung (§ 25). 

(8) Sind Miteigentum, grundstücksgleiche Rechte oder 
Rechte nach dem Wohnungseigentumsgesetz ebenso zur 
Sicherung der Berufs- oder Erwerbstätigkeit des Berech­
tigten oder zur Erfüllung der ihm wesensgemäß obliegen­
den Aufgaben geeignet, können dem Eigentümer diese 
Rechte anstelle des Ersatzlands angeboten werden. Der 
Eigentümer ist in Geld abzufinden, wenn er die ihm nach 
Satz 1 angebotene Entschädigung ablehnt. § 17 bleibt un­
berührt. 

(9) Hat der Eigentümer nach Absatz 1 oder 2 einen An­
spruch auf Ersatzland und beschafft er sich mit Zustim­
mung des Enteignungsbegünstigten außer halb des Ent­
eignungsverfahrens Ersatzland oder die in Absatz 8 be­
zeichneten Rechte selbst, so hat er gegen den Enteig­
nungsbegünstigten einen Anspruch auf Erstattung der er­
forderlichen Aufwendungen. Der Enteignungsbegünstigte 
ist nur insoweit zur Erstattung verpflichtet, als er selbst 
Aufwendungen erspart. Kommt eine Einigung über die 
Erstattung nicht zustande, so entscheidet die Enteig­
nungsbehörde; für den Bescheid gilt § 45 entsprechend. 

§ 17 
Entschädigung durch Gewährung anderer Rechte 

(1) Im Falle des Eigentumsentzugs kann der Eigentü­
mer eines zu enteignenden Grundstücks auf seinen An­
trag, wenn dies unter Abwägung der Belange der Beteilig­
ten billig ist, ganz oder teilweise entschädigt werden 
a) durch Bestellung oder Übertragung von Miteigentum 

an einem Grundstück, grundstücksgleichen Rechten, 
Rechten nach dem Wohnungseigentumsgesetz, sonsti­
gen dinglichen Rechten an dem zu enteignenden 
Grundstück oder an einem anderen Grundstück des 
Enteignungsbegünstigten oder 

b) durch Übertragung von Eigentum an einem bebauten 
Grundstück des Enteignungsbegünstigten oder 

c) durch Übertragung von Eigentum an einem Grund­
stück des Enteignungsbegünstigten, das mit einem Ei­
genheim oder einer Kleinsiedlung bebaut werden soll. 

Bei Wertunterschieden zwischen den Rechten nach Satz 1 
und dem zu enteignenden Grundstück gilt § 16 Abs. 5 ent­
sprechend. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 muß bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung (§ 25) schriftlich oder zur Nie­
derschrift der Enteignungsbehörde gestellt werden. 

Teil IV 

Verfahren 

Abschnitt 1 
Enteignungsverfahren 

§ 18 
Enteignungsbehörde, förmliches Verfahren 

(1) Enteignungsbehörde ist der Regierungspräsident. 

Soweit in den Fällen der §§ 40 und 41 andere Zuständig­
keiten festgelegt sind, bleiben diese unberührt. 

(2) Das in diesem Abschnitt geregelte Verfahren, das 
auf die Prüfung der Voraussetzungen, die Vorbereitung 
oder den Erlaß eines Enteignungsbeschlusses (§ 30) ge­
richtet ist, ist ein förmliches Verwaltungsverfahren im 
Sinne des Teils V Abschnitt 1 des Verwaltungsverfahrens­
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG. NW.). 
Die Vorschriften dieses Gesetzes sind anzuwenden, soweit 
nicht in den nachfolgenden Vorschriften Abweichendes 
bestimmt ist. 

§ 19 
Enteignungsantrag 

Der Enteignungsantrag ist bei der Enteignungsbehörde 
zu stellen. Der Antragsteller hat mit dem Enteignungsan­
trag die für die Beurteilung des Vorhabens und die Bear­
beitung des Enteignungsantrags erforderlichen Unterla­
gen einzureichen. Er muß insbesondere die zu enteignen­
den Gegenstände, soweit erforderlich unter Vorlage von 
Grundbuch- oder Katasterauszügen und Lageplänen, be­
zeichnen, und er soll die Beteiligten nach Namen und An­
schrift angeben. 

§ 20 
Unvollständige Anträge 

Unvollständige, mangelhafte oder offensichtlich unzu­
lässige Enteignungsanträge können ohne Durchführung 
eines Verfahrens zurückgewiesen werden, wenn der An­
tragsteller die ihm mitzuteilenden Mängel nicht innerhalb 
der ihm gesetzten Frist behebt. 

§ 21 
Beteiligte, Vertreter in besonderen Fällen 

(1) In dem Enteignungsverfahren sind Beteiligte 

1. der Antragsteller, 

2. der Eigentümer und diejenigen, für die ein Recht an 
dem Grundstück oder an einem das Grundstück bela­
stenden Recht im Grundbuch eingetragen oder durch 
Eintragung gesichert ist oder für welche ein sonstiges 
Recht oder eine sonstige Befugnis im Grundbuch oder 
im Wasserbuch eingetragen ist, 

3. Inhaber eines nicht im Grundbuch oder Wasserbuch 
eingetragenen Rechts an dem Grundstück oder an ei­
nem das Grundstück belastenden Recht, eines An­
spruchs mit dem Recht auf Befriedigung aus dem 
Grundstück oder eines persönlichen Rechts, das zum 
Erwerb, zum Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks 
berechtigt oder die Benutzung des Grundstücks be­
schränkt, 

4. wenn Ersatzland bereitgestellt wird, der Eigentümer 
und die Inhaber der in den Nummern 2 und 3 genann­
ten Rechte hinsichtlich des Ersatzlands, 

5. die Eigentümer der Grundstücke, die durch eine Ent­
eignung nach § 6 betroffen werden, und 

6. die Gemeinde. 

§ 13 VwVfG. NW. bleibt unberührt. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 3 bezeichneten Personen werden 
in dem Zeitpunkt Beteiligte, in dem die Anmeldung ihres 
Rechts der Enteignungsbehörde zugeht. Die Anmeldung 
kann spätestens bis zum Schluß der mündlichen Verhand­
lung (§ 25) mit den Beteiligten erfolgen. 

(3) Bestehen Zweifel an einem angemeldeten Recht, so 
hat die Enteignungsbehörde dem Anmeldenden unverzüg­
lich eine Frist zur Glaubhaftmachung seines Rechts zu 
setzen. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist ist er bis zur 
Glaubhaftmachung seines Rechts nicht mehr zu beteili­
gen. 

(4) Der im Grundbuch eingetragene Gläubiger einer Hy­
pothek, Grundschuld oder Rentenschuld, für die ein Brief 
erteilt ist, sowie jeder seiner Rechtsnachfolger hat auf 
Verlangen der Enteignungsbehörde eine Erklärung dar­
über abzugeben, ob ein anderer die Hypothek, Grund­
schuld oder Rentenschuld oder ein Recht daran erworben 
hat; die Person eines Erwerbers hat er dabei zu bezeich­
nen. 
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(5) Ist ein Vertreter nicht vorhanden, so hat das Vor­
mundschaftsgericht auf Ersuchen der Enteignungsbehör­
de einen rechts- und sachkundigen Vertreter zu bestellen 
für Gesamthandseigentümer oder Eigentümer nach 
Bruchteilen sowie für mehrere Inhaber eines sonstigen 
Rechts an einem Grundstück oder an einem das Grund­
stück belastenden Recht, wenn sie der Aufforderung der 
Enteignungsbehörde, einen gemeinsamen Vertreter zu be­
stellen, innerhalb der ihnen gesetzten Fristen nicht nach­
gekommen sind. § 16 VwVfG. NW. bleibt unberührt. 

§22 
Entschädigung bei Wiedereinsetzung 

in den vorigen Stand 

Die Enteignungsbehörde kann nach Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand an Stelle einer Entscheidung, die den 
durch das bisherige Verfahren herbeigeführten neuen 
Rechtszustand ändern würde, eine Entschädigung festset­
zen. 

§ 23 

Planfeststellungsverfahren 

(1) Sofern eine Planfeststellung für das Vorhaben nicht 
in anderen Gesetzen vorgesehen ist, kann die Enteig­
nungsbehörde vor der Bekanntmachung der Einleitung 
des Enteignungsverfahrens (§ 25 Abs. 4) ein Planfeststel­
lungsverfahren einleiten, wenn sie es für sachdienlich 
hält. Teil V Abschnitt 2 VwVfG. NW. ist anzuwenden. Die 
Enteignungsbehörde ist Anhörungs- und Planfeststel­
lungsbehörde. Ergebnisse einer landesplanerischen Anhö­
rung können dem Planfeststellungsverfahren zugrunde 
gelegt werden. Die Enteignungsbehörde teilt die Offenle­
gung des Planes dem Grundbuchamt mit. Dieses hat in die 
Grundbücher der vom Verfahren betroffenen Grundstücke 
einzutragen, daß der Plan zur Durchführung eines Plan­
feststellungsverfahrens zum Zwecke der Enteignung of­
fengelegt worden ist (Offenlegungsvermerk); § 25 Abs. 5 
Satz 3 gilt entsprechend. Die Sätze 4 und 5 sind nicht an­
zuwenden, wenn das Grundbuchamt bereits nach § 25 Abs. 5 
Satz 1 eine Mitteilung erhalten hat. 

(2) Ist in einem Planfeststellungsverfahren nach diesem 
Gesetz oder nach anderen Gesetzen eine für die Beteilig­
ten verbindliche Entscheidung über die Zulässigkeit und 
die Art der Verwirklichung des Vorhabens getroffen wor­
den, ist diese Entscheidung, wenn sie unanfechtbar ist 
oder ein Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung hat, 
dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und für die 
Enteignungsbehörde bindend. Gegen Maßnahmen nach 
diesem Gesetz können keine Einwendungen erhoben wer­
den, über die im Planfeststellungsverfahren der Sache 
nach entschieden worden ist oder die durch die Planfest­
stellung ausgeschlossen sind. 

§24 
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung 

(1) Das Enteignungsverfahren soll beschleunigt durch­
geführt werden. Die Enteignungsbehörde soll schon vor 
der mündlichen Verhandlung alle Anordnungen treffen, 
die erforderlich sind, um das Verfahren tunlichst in einem 
Verhandlungstermin zu erledigen. Sie hat dem Eigentü­
mer, dem Antragsteller sowie den Behörden, für deren 
Geschäftsbe~~ich die Enteignung von Bedeutung ist, Gele­
genheit zur Außerung zu geben. Die Enteignungsbehörde 
kann ein Gutachten des Gutachterausschusses (§ 192 
BauGB) oder ein Gutachten anderer Sachverständiger 
einholen, wenn Eigentum an Grundstücken oder Rechte 
an Grundstücken entzogen oder beschränkt werden sol­
len; sie kann auch ein Gutachten über die Höhe der Ent­
schädigung für andere Vermögensnachteile (§ 11) einho­
len. 

(2) Die Enteignungsbehörde hat den Geschäftsführer 
der Kreisstelle der Landwirtschaftskammer als Landes­
beauftragten im Kreise zu hören, wenn landwirtschaftlich 
genutzte Grundstücke, die außerhalb des räumlichen Gel­
tungsbereichs eines Bebauungsplans liegen, zur Entschä­
digung in Land enteignet werden sollen. 

(3) Enteignungsverfahren können zur gemeinsamen 
Verhandlung miteinander verbunden werden, wenn dies 
sachdienlich ist, insbesondere eine Beschleunigung des 
Verfahrens zu erwarten ist. Verbundene Enteignungsver­
fahren können wieder getrennt werden, 

(4) Für das Enteignungsverfahren bedeutsame persönli­
che oder sachliche Verhältnisse der von der Enteignung 
betroffenen natürlichen Personen dürfen nur mit deren 
Einwilligung in Gegenwart anderer Betroffener verhan­
delt werden. Die Einwilligung muß schriftlich oder zu Pro­
tokoll erklärt werden. Die Betroffenen sind in geeigneter 
Weise darüber aufzuklären, daß für das Enteignungsver­
fahren bedeutsame persönliche oder sachliche Verhältnis­
se offenkundig werden können. Auf die Möglichkeit des 
jederzeitigen Widerrufs der Einwilligung sind sie hinzu­
weisen. Bei Widerruf muß insoweit getrennt verhandelt 
werden. 

§25 
Einleitung des Enteignungsverfahrens 

und Anberaumung des Termins 
zur mündlichen Verhandlung, Enteignungsvermerk 

(1) Das Enteignungsverfahren wird durch Anberau­
mung eines Termins zu einer mündlichen Verhandlung 
mit den Beteiligten eingeleitet. Zu der mündlichen Ver­
handlung sind der Antragsteller, der Eigentümer des be­
troffenen Grundstücks, die sonstigen aus dem Grundbuch 
oder dem Wasserbuch ersichtlichen Beteiligten, die nach 
§ 21 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Personen, die ihre Rechte 
bereits angemeldet haben, und die Gemeinde zu laden. Die 
Ladung ist zuzustellen. Die Ladungsfrist beträgt einen 
Monat; sie kann mit Einverständnis der Beteiligten ver­
kürzt werden. Bei weiteren Verhandlungsterminen kann 
die Enteignungsbehörde die Ladungsfrist auf zwei Wo­
chen festsetzen. 

(2) Die Ladung muß enthalten 

1. die Bezeichnung des Antragstellers und des betroffe­
nen Grundstücks, 

2. den wesentlichen Inhalt des Enteignungsantrags mit 
dem Hinweis, daß der Antrag mit den ihm beigefügten 
Unterlagen bei der Enteignungsbehörde eingesehen 
werden kann, 

3. die Aufforderung, etwaige Einwendungen gegen den 
Enteignungsantrag möglichst vor der mündlichen Ver­
handlung bei der Enteignungsbehörde schriftlich ein­
zureichen oder zur Niederschrift zu erklären, und 

4. den Hinweis, daß auch bei Nichterscheinen über den 
Enteignungsantrag und andere im Verfahren zu erle­
digende Anträge entschieden werden kann. 

(3) Die Ladung von Personen, deren Beteiligung auf ei­
nem Antrag auf Entschädigung in Land beruht, muß au­
ßer dem in Absatz 2 vorgeschriebenen Inhalt auch die Be­
zeichnung des Eigentümers, dessen Entschädigung in 
Land beantragt ist, und des Grundstücks, für das die Ent­
schädigung in Land gewährt werden soll, enthalten. 

(4) Die Einleitung des Enteignungsverfahrens ist unter 
Bezeichnung des betroffenen Grundstücks sowie des Ter­
mins der mündlichen Verhandlung mit den Beteiligten 
ortsüblich in der Gemeinde öffentlich bekanntzumachen. 
In der Bekanntmachung sind alle Beteiligten aufzufor­
dern, ihre Rechte spätestens in der mündlichen Verhand­
lung wahrzunehmen, und darauf hinzuweisen, daß auch 
bei Nichterscheinen über den Enteignungsantrag und an­
dere im Verfahren zu erledigende Anträge entschieden 
werden kann. Soweit die Beteiligten der Enteignungsbe­
hörde bekannt sind, ist von der öffentlichen Bekanntma­
chung abzusehen. 

(5) Die Enteignungsbehörde teilt dem Grundbuchamt 
die Einleitung des Enteignungsverfahrens mit. Das 
Grundbuchamt hat in die Grundbücher der vom Enteig­
nungsverfahren betroffenen Grundstücke einzutragen, 
daß das Enteignungsverfahren eingeleitet ist (Enteig­
nungsvermerk). Es hat die Enteignungsbehörde von allen 
Eintragungen zu benachrichtigen, die nach dem Zeitpunkt 
der Einleitung des Enteignungsverfahrens im Grundbuch 
des betroffenen Grundstücks vorgenommen sind und vor­
genommen werden. 

(6) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangsverstei­
gerung oder Zwangsverwaltung eingetragen, so gibt die 
Enteignungsbehörde dem Vollstreckungsgericht von der 
Einleitung des Enteignungsverfahrens Kenntnis, soweit 
dieses das Grundstück betrifft, das Gegenstand des Voll­
streckungsverfahrens ist. 
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§ 26 
Verfügungs- und Veränderungssperre 

(1) Von der Bekanntmachung über die Einleitung des 
Enteignungsverfahrens (§ 25 Abs. 4) oder von der Auslage 
des Planes im Planfeststellungsverfahren nach § 23 an 
dürfen nur mit schriftlicher Genehmigung der Enteig­
nungsbehörde 

1. ein Grundstück geteilt oder Verfügungen über ein 
Grundstück und über Rechte an einem Grundstück ge­
troffen oder Vereinbarungen abgeschlossen werden, 
durch die einem anderen ein Recht zum Erwerb, zur 
Nutzung oder Bebauung eines Grundstücks oder 
Grundstücksteils eingeräumt wird; 

2. erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder we­
sentlich wertsteigernde sonstige Veränderungen der 
Grundstücke vorgenommen werden; 

3. nicht genehmigungsbedürftige, aber wertsteig~rnde 
bauliche Anlagen errichtet oder wertsteigernde Ande­
rungen solcher Anlagen vorgenommen werden; 

4. genehmigungsbedürftige bauliche Anlagen errichtet 
oder geändert werden. 

(2) Vorhaben nach Absatz 1, die vor Wirksamwerden der 
Verfügungs- und Veränderungssperre in öffentlich-recht­
lich unbedenklicher Weise begonnen worden sind, Unter­
haltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausge­
übten Nutzung bleiben unberührt. 

(3) Die Enteignungsbehörde darf die Genehmigung nur 
versagen, wenn Grund zu der Annahme besteht, daß das 
Vorhaben nach Absatz 1 die Verwirklichung des Enteig­
nungszwecks unmöglich machen oder wesentlich er­
schweren würde. 

(4) Wird die Genehmigung unter Auflagen, Bedingungen 
oder Befristungen erteilt, ist die hierdurch betroffene Ver­
tragspartei berechtigt, bis zum Ablauf eines Monats nach 
Unanfechtbarkeit der Entscheidung vom Vertrag zurück­
zutreten. Auf das Rücktrittsrecht sind die §§ 346 bis 354 
und 356 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend an­
zuwenden. 

(5) Sind Vorhaben nach Absatz 1, deren voraussichtliche 
Genehmigungsfähigkeit zweifelhaft ist, schon vor Einlei­
tung des Enteignungsverfahrens oder vor Auslage des 
Planes zu erwarten, kann die Enteignungsbehörde anord­
nen, daß die Genehmigungspflicht nach Absatz 1 bereits 
zu einem früheren Zeitpunkt eintritt. Sofern die öffentli­
che Bekanntmachung über die Einleitung des Enteig­
nungsverfahrens unterbleibt (§ 25 Abs. 4 Satz 3), ordnet 
die Enteignungsbehörde an, zu welchem Zeitpunkt die Ge­
nehmigungspflicht nach Absatz 1 eintritt. Die Anordnung 
nach Satz 1 und 2 ist in ortsüblicher Weise bekanntzuma­
chen und dem Grundbuchamt mitzuteilen. Dieses hat in 
die Grundbücher der von der Anordnung betroffenen 
Grundstücke einzutragen, daß die Verfügungs- und Ver­
änderungssperre angeordnet worden ist; § 25 Abs. 5 Satz 3 
gilt entsprechend. 

(6) Wird der Enteignungsantrag abgewiesen, so hat der 
Antragsteller für alle durch eine Versagung der Genehmi­
gung entstandenen Vermögensnachteile Entschädigung 
zu leisten. 

§ 27 
Einigung 

(1) Die Enteignungsbehörde hat in jedem Stand des 
Verfahrens auf eine Einigung zwischen den Beteiligten 
hinzuwirken. 

(2) Einigen sich die Beteiligten, so hat die Enteignungs­
behörde eine Niederschrift über die Einigung aufzuneh­
men. Die Niederschrift muß den Erfordernissen des § 30 
Abs. 1 entsprechen. Sie ist von den Beteiligten zu unter­
schreiben. Ein Bevollmächtigter des Eigentümers bedarf 
einer amtlich oder öffentlich beglaubigten Vollmacht; für 
einen Rechtsanwalt genügt eine schriftliche Vollmacht. 

(3) Die beurkundete Einigung steht einem nicht mehr 
anfechtbaren Enteignungsbeschluß gleich. § 30 Abs. 4 ist 
entsprechend anzuwenden. 

§ 28 
Teileinigung 

(1) Einigen sich die Beteiligten nur über den Übergang 
oder die Belastung des Eigentums an dem zu enteignen­
den Grundstück, jedoch nicht über die Höhe der Entschä­
digung, so ist § 27 Abs. 2 und 3 entsprechend anzuwenden. 
Die Enteignungsbehörde hat anzuordnen, daß dem Be­
rechtigten eine Vorauszahlung in Höhe der zu erwarten­
den Entschädigung zu leisten ist, soweit sich aus der Eini­
gung nichts anderes ergibt. Im übrigen nimmt das Enteig­
nungsverfahren seinen Fortgang. 

(2) Die Enteignungsbehörde kann gemäß Absatz 1 Satz 2 
und 3 auch dann verfahren, wenn Beteiligte eine der Teil­
einigung nach Absatz 1 Satz 1 vergleichbare Vereinbarung 
außerhalb des Verfahrens getroffen haben. 

§29 
Entscheidung der Enteignungsbehörde 

(1) Soweit eine Einigung nicht zustande kommt, ent­
scheidet die Enteignungsbehörde aufgrund der mündli­
chen Verhandlung durch Beschluß über den Enteignungs­
antrag, die übrigen gestellten Anträge sowie über die er­
hobenen Einwendungen. 

(2) Auf Antrag eines ~eteiligten hat die Enteignungsbe­
hörde vorab über den Übergang oder die Belastung des 
Eigentums an dem zu enteignenden Grundstück oder über 
sonstige durch die Enteignung zu bewirkende Rechtsän­
derungen zu entscheiden. In diesem Fall hat die Enteig­
nungsbehörde anzuordnen, daß dem Berechtigten eine 
Vorauszahlung in Höhe der zu erwartenden Entschädi­
gung zu leisten ist. 

(3) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteignungsan­
trag statt, so entscheidet sie zugleich 

1. darüber, welche Rechte der in § 12 bezeichneten Be­
rechtigten an dem Gegenstand der Enteignung auf­
rechterhalten bleiben, 

2. darüber, mit welchen Rechten der Gegenstand der Ent­
eignung, das Ersatzland oder ein anderes Grundstück 
belastet werden, 

3. darüber, welche Rechtsverhältnisse begründet werden, 
die Rechte der in § 3 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 bezeichneten 
Art gewähren, 

4. im Falle der Entschädigung in Ersatzland über den Ei­
gentumsübergang oder die Enteignung des Ersatzlands. 

§ 30 
Enteignungsbeschluß 

(1) Gibt die Enteignungsbehörde dem Enteignungsan­
trag statt, so muß der Beschluß (Enteignungs beschluß) be­
zeichnen 

1. die von der Enteignung Betroffenen und den Enteig­
nungsbegünstigten; 

2. die sonstigen Beteiligten; 

3. den Enteignungszweck und die Frist, innerhalb der 
das Grundstück zu dem vorgesehenen Zweck zu ver­
wenden ist; 

4. den Gegenstand der Enteignung, und zwar 
a) wenn das Eigentum an einem Grundstück Gegen­

stand der Enteignung ist, das Grundstück nach 
Größe, grundbuchmäßiger, katastermäßiger und 
sonst üblicher Bezeichnung; im Falle der Enteig­
nung eines Grundstücksteils ist zu seiner Bezeich­
nung auf Vermessungschriften (Vermessungsrisse 
und -karten) Bezug zu nehmen, die von einer zu 
Fortführungsvermessungen befugten Behörde oder 
von einem öffentlich bestellten Vermessungsinge­
nieur gefertigt sind, 

b) wenn ein anderes Recht an einem Grundstück Ge­
genstand einer selbständigen Enteignung ist, dieses 
Recht nach Inhalt und grundbuchmäßiger Bezeich­
nung, 

c) wenn ein persönliches Recht, das zum Erwerb, zum 
Besitz oder zur Nutzung von Grundstücken be­
rechtigt oder den Verpflichteten in der Nutzung von 
Grundstücken beschränkt, Gegenstand einer selb-
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ständigen Enteignung ist, dieses Recht nach sei­
nem Inhalt und dem Grund seines Bestehens, 

d) die in § 3 Abs. 3 bezeichneten Gegenstände, wenn 
die Enteignung auf diese ausgedehnt wird; 

5. bei der Belastung eines Grundstücks mit einem Recht 
die Art, den Inhalt, soweit er durch Vertrag bestimmt 
werden kann, sowie den Rang des Rechts, den Be­
rechtigten und das Grundstück; 

6. bei der Begründung eines Rechts der in NUl)lmer 4 
Buchstabe c bezeichneten Art den Inhalt des Rechts­
verhältnisses und die daran Beteiligten; 

7. die Eigentums- und sonstigen Rechtsverhältnisse vor 
und nach der Enteignung; 

8. die Art und Höhe der Entschädigung und die Höhe der 
Ausgleichszahlungen nach § 16 Abs. 5 Satz 4 und § 17 
Abs. 1 Satz 2 sowie die Höhe der Aufwendungen nach 
§ 12 Abs. 2 Satz 5 mit der Angabe, von wem und an wen 
sie zu leisten sind; Geldentschädigungen, aus denen 
andere von der Enteignung Betroffene nach § 12 Abs. 4 
zu entschädigen sind, müssen von den sonstigen Geld­
entschädigungen getrennt ausgewiesen werden; 

9. die als Härteausgleich (§ 13) zu gewährenden Leistun­
gen; 

10. bei der Entschädigung in Land das Grundstück in der 
in Nummer 4 Buchstabe a bezeichneten Weise. 

(2) In den Fällen des § 27 Abs. 2 und § 28 Abs. 2 ist der 
Enteignungsbeschluß entsprechend zu beschränken. 

(3) Kann ein Grundstücksteil noch nicht entsprechend 
Absatz 1 Nr. 4 Buchstabe a bezeichnet werden, so kann 
der Enteignungsbeschluß ihn aufgrund fester Merkmale 
in der Natur oder durch Bezugnahme auf die Eintragung 
in einen Lageplan bezeichnen. Wenn das Ergebnis der 
Vermessung vorliegt, ist der Enteignungsbeschluß durch 
einen Nachtragsbeschluß anzupassen. 

(4) Ist im Grundbuch die Anordnung der Zwangsverstei­
gerung oder der Zwangsverwaltung eingetragen, so gibt 
die Enteignungsbehörde dem Vollstreckungsgericht von 
dem Enteignungsbeschluß Kenntnis, wenn dem Enteig­
nungsantrag stattgegeben worden ist. 

§ 31 
Lauf der Verwendungsfrist 

(1) Die Frist, innerhalb der der Enteignungszweck nach 
§ 30 Abs. 1 Nr. 3 zu verwirklichen ist, beginnt mit dem Ein­
tritt der Rechtsänderung. 

(2) Die Enteignungsbehörde kann diese Frist vor ihrem 
Ablauf auf Antrag verlängern, wenn 
a) der Enteignungsbegünstigte nachweist, daß er den 

Enteignungszweck ohne Verschulden innerhalb der 
festgesetzten Frist nicht erfüllen kann, oder 

b) vor Ablauf der Frist eine Gesamti-echtsnachfolge ein­
tritt und der Rechtsnachfolger nachweist, daß er den 
Enteignungszweck innerhalb der festgesetzten Frist 
nicht erfüllen kann. 

Der enteignete frühere Eigentümer ist vor der Entschei­
dung über die Verlängerung zu hören. 

§32 
Verfahren bei der Entschädigung 
durch Gewährung anderer Rechte 

(1) Soll die Entschädigung des Eigentümers eines zu 
enteignenden Grundstü,,~s nach § 17 festgesetzt werden 
und ist die Bestellung, Ubertragung oder die Bewertung 
eines der dort bezeichneten Rechte im Zeitpunkt des Er­
lasses des Enteignungsbeschlusses noch nicht möglich, 
kann die Enteignungsbehörde, wenn es der Eigentümer 
unter Bezeichnung eines Rechts beantragt, im Enteig­
nungsbeschluß neben der Festsetzung der Entschädigung 
in Geld dem Enteignungsbegünstigten aufgeben, binnen 
einer bestimmten Frist dem von der Enteignung Betroffe­
nen ein Recht der bezeichneten Art zu angemessenen Be­
dingungen anzubieten. 

(2) Bietet der Enteignungsbegünstigte binnen der be­
stimmten Frist ein Recht der bezeichneten Art nicht an 
oder einigt er sich mit dem von der Enteignung Betroffe-

nen nicht, so wird ihm ein solches Recht auf Antrag zu­
gunsten des von der Enteignung Betroffenen durch Ent­
eignung entzogen. Die Enteignungsbehörde setzt den In­
halt des Rechts fest, soweit dessen Inhalt durch Vereinba­
rung bestimmt werden kann. Die Vorschriften dieses Ge­
setzes sind anzuwenden. 

(3) Der Antrag nach Absatz 2 kann nur innerhalb von 
sechs Monaten nach Ablauf der bestimmten Frist gestellt 
werden. 

§33 
Ausführung des Enteignungsbeschlusses 

(1) Ist der Enteignungsbeschluß oder sind die Entschei­
dungen nach § 29 Abs. 2 nicht mehr anfechtbar, so ordnet 
auf Antrag eines Beteiligten die Enteignungsbehörde die 
Ausführung des Enteignungsbeschlusses oder der Vorab­
entscheidung an (Ausführungsanordnung), wenn der 
durch die Enteignung Begünstigte die Geldentschädigung, 
im Falle der Vorabentscheidung die nach § 29 Abs. 2 Satz 2 
festgesetzte Vorauszahlung, gezahlt oder in zulässiger 
Weise unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme hin­
terlegt hat. Auf Antrag des Entschädigungsberechtigten 
kann im Falle des § 29 Abs. 2 die Enteignungsbehörde die 
Ausführungsanordnung davon abhängig machen, daß der 
durch die Enteignung Begünstigte im übrigen für einen 
angemessenen Betrag Sicherheit leistet. 

(2) In den Fällen des § 28 ist auf Antrag eines Beteiligten 
die Ausführungsanordnung zu erlassen, wenn der durch 
die Enteignung Begünstigte den zwischen den Beteiligten 
unstreitigen Entschädigungsbetrag gezahlt oder in zuläs­
siger Weise unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme 
hinterlegt hat. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend, soweit 
sich nicht aus der Einigung etwas anderes ergibt. 

(3) Im Falle des § 30 Abs. 3 ist auf Antrag eines Beteilig­
ten die Ausführungsanordnung zu erlassen, wenn der 
durch die Enteignung Begünstigte die im Enteignungsbe­
schluß in Verbindung mit dem Nachtragsbeschluß festge­
setzte Geldentschädigung gezahlt oder zulässigerweise 
unter Verzicht auf das Recht der Rücknahme hinterlegt 
hat. Der Nachtragsbeschluß braucht nicht unanfechtbar 
zu sein. 

(4) Die Ausführungsanordnung ist allen Beteiligten zu­
zustellen, deren Rechtsstellung durch den Enteignungsbe­
schluß betroffen wird. Die Ausführungsanordnung ist im 
Falle der Entziehung des Eigentums der Gemeinde ab­
schriftlich mitzuteilen, in deren Bezirk das von der Ent­
eignung betroffene Grundstück liegt. § 30 Abs. 4 gilt ent­
sprechend. 

(5) Mit dem in der Ausführungsanordnung festzusetzen­
den Tag wird der bisherige Rechtszustand durch den im 
Enteignungsbeschluß geregelten neuen Rechtszustand er­
setzt. Gleichzeitig entstehen die nach § 30 Abs. 1 Nr. 6 be­
gründeten Rechtsverhältnisse; sie gelten von diesem Zeit­
punkt an als zwischen den an dem Rechtsverhältnis Be­
teiligten vereinbart. 

(6) Die Ausführungsanordnung schließt die Einweisung 
in den Besitz des enteigneten Grundstücks und des Er­
satzlands zu dem festgesetzten Tag ein. 

(7) Ist die Ausführungsanordnung unanfechtbar, so 
übersendet die Enteignungsbehörde dem Grundbuchamt 
eine beglaubigte Abschrift des Enteignungsbeschlusses 
und der Ausführungsanordnung und ersucht es, die 
Rechtsänderungen in das Grundbuch einzutragen und 
nach § 23 Abs. 1 Satz 6, § 25 Abs. 5 Satz 2 oder § 26 Abs. 5 
Satz 4 eingetragene Vermerke zu löschen. Diese Vermerke 
sind auch dann zu löschen, wenn das Enteignungsverfah­
ren beendet wird, ohne daß eine Ausführungsanordnung 
ergeht. 

§34 
Hinterlegung 

(1) Geldentschädigungen, aus denen andere Berechtigte 
nach § 12 Abs. 4 zu befriedigen sind, sind unter Verzicht 
auf das Recht der Rücknahme zu hinterlegen, soweit meh­
rere Personen auf sie Anspruch haben und eine Einigung 
über die Auszahlung nicht nachgewiesen ist. Die Hinterle­
gung erfolgt bei dem Amtsgericht, in dessen Bezirk das 
von der Enteignung betroffene Grundstück liegt; § 2 des 
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Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangs­
verwaltung gilt entsprechend. 

(2) Andere Vorschriften, nach denen die Hinterlegung 
geboten oder statthaft ist, werden hierdurch nicht berührt. 

§ 35 
Verteilungsverfahren 

(1) Nach Eintritt des neuen Rechtszustandes kann Jeder 
Beteiligte sein Recht an der hinterlegten Summe gegen 
einen Mitbeteiligten, der dieses Recht bestreitet, vor den 
ordentlichen Gerichten geltend machen oder die Einlei­
tung eines gerichtlichen Verteilungsverfahrens beantra­
gen. 

(2) Für das Verteilungsverfahren ist das Amtsgericht 
zuständig, in dessen Bezirk das von der Enteignung be­
troffene Grundstück liegt; in Zweifelsfällen gilt § 2 des Ge­
setzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsver­
waltung entsprechend. 

(3) Auf das Verteilungsverfahren sind die Vorschriften 
über die Verteilung des Erlöses im Falle der Zwangsver­
steigerung mit folgenden Abweichungen entsprechend 
anzuwenden: 

1. Das Verteilungsverfahren ist durch Beschluß zu eröff­
nen; 

2. die Zustellung des Eröffnungsbeschlusses an den An­
tragsteller gilt als Beschlagnahme im Sinne des § 13 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung; ist das Grundstück schon in einem 
Zwangsversteigerungs- oder Zwangsverwaltungsver­
fahren beschlagnahmt, so hat es hierbei sein Bewen­
den; 

3. das Verteilungsgericht hat bei Eröffnung des Verfah­
rens von Amts wegen das Grundbuchamt um die in § 19 
Abs. 2 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
die Zwangsverwaltung bezeichneten Mitteilungen zu 
ersuchen; in die beglaubigte Abschrift des Grundbuch­
blatts sind die zur Zeit der Zustellung des Enteignungs­
beschlusses an den Enteigneten vorhandenen Eintra­
gungen sowie die später eingetragenen Veränderungen 
und Löschungen aufzunehmen; 

4. bei dem Verfahren sind die in § 12 Abs. 4 bezeichneten 
Entschädigungsberechtigten nach Maßgabe des § 10 
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die 
.Zwangsverwaltung zu berücksichtigen, wegen der An­
sprüche auf wiederkehrende Nebenleistungen jedoch 
nur für die Zeit bis zur Hinterlegung. 

§ 36 
Aufhebung des Enteignungsbeschlusses 

(1) Ist die Ausführungsanordnung noch nicht ergangen, 
so hat die Enteignungsbehörde den Enteignungsbeschluß 
auf Antrag aufzuheben, wenn der durch die Enteignung 
Begünstigte die ihm durch den Enteignungsbeschluß auf­
erlegten Zahlungen nicht innerhalb von zwei Monaten 
nach dem Zeitpunkt geleistet hat, in dem der Beschluß un­
anfechtbar geworden ist. Antragsberechtigt ist jeder Be­
teiligte, dem eine nicht gezahlte Entschädigung zusteht 
oder der nach § 12 Abs. 4 aus ihr zu befriedigen ist. 

(2) Ist der Aufhebungsbeschluß unanfechtbar, so über­
sendet die Enteignungsbehörde eine beglaubigte Abschrift 
dem Grundbuchamt und ersucht es, nach § 23 Abs. 1 Satz 6, 
§ 25 Abs. 5 Satz 2 oder § 26 Abs. 5 Satz 4 im Grundbuch 
eingetragene Vermerke zu löschen. 

(3) Der Enteignungsbegünstigte hat für alle durch das 
Enteignungsverfahren entstandenen Vermögensnachteile 
angemessene Entschädigung in Geld zu leisten. § 41 findet 
Anwendung. 

Abschnitt 2 

Vorzeitige Besitzeinweisung, Vorarbeiten 

§ 37 
Voraussetzungen und Verfahren 
der vorzeitigen Besitzeinweisung 

(1) Die Enteignungsbehörde kann den Träger des Vor­
habens, für das enteignet werden soll, auf dessen Antrag 

in den Besitz des von dem Vorhaben betroffenen Grund­
stücks einweisen, wenn die sofortige Ausführung des Vor­
habens aus Gründen des Wohls der Allgemeinheit drin­
gend geboten ist; sofern ein Planfeststellungsverfahren 
nach anderen Gesetzen durchzuführen ist oder nach die­
sem Gesetz durchgeführt wird (§ 23 Abs. 1 Satz 1), muß zu­
sätzlich der Plan unanfechtbar sein oder ein Rechtsmittel 
darf keine aufschiebende Wirkung haben. Dasselbe gilt, 
sofern nach anderen Gesetzen ein anderer Verwaltungs­
akt erforderlich ist. Die Zulässigkeit der Enteignung muß 
mit einem hinreichenden Grad von Sicherheit als gegeben 
angesehen werden können. § 4 Abs. 3 Satz 3 und 4 gilt ent­
sprechend. Die Enteignungsbehörde kann dem Träger des 
Vorhabens eine Frist setzen, bis zu deren Ablauf der Ent­
eignungsantrag (§ 19) gestellt sein muß. Wird der Enteig­
nungsantrag nicht fristgerecht gestellt, gilt § 38 Abs. 3 ent­
sprechend. 

(2) Die Besitzeinweisung ist nur zulässig, wenn über sie 
in einer mündlichen Verhandlung verhandelt worden ist; 
§ 24 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. Die Ladungsfrist be­
trägt zwei Wochen. Der Beschluß über die Besitzeinwei­
sung ist dem Antragsteller, dem Eigentümer und dem un­
mittelbaren Besitzer zuzustellen. Die Besitzeinweisung 
wird in dem von der Enteignungsbehörde bezeichneten 
Zeitpunkt wirksam. Auf Antrag des unmittelbaren Besit­
zers ist dieser Zeitpunkt auf mindestens zwei Wochen 
nach Zustellung der Anordnung über die vorzeitige Be­
sitzeinweisung an ihn festzusetzen, wenn dies nach Abwä­
gung der beiderseitigen Interessen geboten ist. 

(3) Die Enteignungsbehörde kann die vorzeitige Besitz­
einweisung auch von der Leistung einer Sicherheit in Hö­
he der voraussichtlichen Entschädigung abhängig ma­
chen. Auf Antrag des Inhabers eines Rechts, das zum Be­
sitz oder zur Nutzung des Grundstücks berechtigt, ist die 
Einweisung von der Leistung einer Sicherheit in Höhe der 
ihm voraussichtlich zu gewährenden Entschädigung ab­
hängig zu machen. Auf Antrag des Eigentümers kann die 
Enteignungsbehörde die vorzeitige Besitzeinweisung von 
der Leistung einer Vorauszahlung bis zur Höhe der zu er­
wartenden Entschädigung abhängig machen; soweit der 
Entschädigungspflichtige es beantragt, kann in diesem 
Fall die Enteignungsbehörde die Verpflichtung zur Lei­
stung der Vorauszahlung von der Leistung einer Sicher­
heit in entsprechender Höhe abhängig machen. Entschei­
dungen nach den Sätzen 1 bis 3 sind in dem Beschluß über 
die vorzeitige Besitzeinweisung zu treffen. 

(4) Die Enteignungsbehörde hat auf Antrag des Trägers 
des Vorhabens, des Eigentümers oder des Besitzers den 
Zustand des Grundstücks vor der Besitzeinweisung in ei­
ner Niederschrift festzustellen, soweit er für die Besitzein­
weisungs- oder die Enteignungsentschädigung von Be­
deutung sein kann. Erweist sich bei späterer Festsetzung 
der Entschädigung die Niederschrift als unvollständig, 
geht dies zu Lasten des Entschädigungsverpflichteten. 
Auf das Antragsrecht nach Satz 1 ist in der Ladung zu der 
Verhandlung über die Besitzeinweisung hinzuweisen. Den 
Antragsberechtigten nach Satz 1 ist eine Ausfertigung der 
Niederschrift zu übersenden. 

§ 38 
Wirkung der vorzeitigen Besitzeinweisung, 

Entschädigungspflicht 

(1) Durch die Besitzeinweisung wird dem Besitzer der 
Besitz entzogen und der Eingewiesene Besitzer. Der Ein­
gewiesene darf auf dem Grundstück das von ihm im An­
trag auf vorzeitige Besitzeinweisung bezeichnete Bauvor­
haben ausführen und die dafür erforderlichen Maßnah­
men treffen. 

(2) Der Eingewiesene hat für die durch die vorzeitige 
Besitzeinweisung entstehenden Vermögensnachteile Ent­
schädigung zu leisten, soweit die Nachteile nicht durch die 
Verzinsung der Geldentschädigung (§ 15 Abs. 3) ausgegli­
chen werden. Art und Höhe der Entschädigung werden 
durch die Enteignungsbehörde spätestens in dem Enteig­
nungsbeschluß (§ 30) festgesetzt. Wird der Beschluß über 
Art und Höhe der Entschädigung vorher erlassen, so ist er 
dem Antragsteller, dem Besitzer und dem Eigentümer zu­
zustellen. Die Entschädigung für die Besitzeinweisung ist 
ohne Rücksicht darauf, ob ein Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung gestellt wird, zu dem Zeitpunkt fällig, in 
dem die vorzeitige Besitzeinweisung wirksam wird. 
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(3) Wird der Enteigungsantrag abgewiesen, so ist die 
vorzeitige Besitzeinweisung aufzuheben und der vorheri­
ge unmittelbare Besitzer wieder in den Besitz einzuwei­
sen. Der Eingewiesene hat für alle durch die vorzeitige 
Besitzeinweisung entstandenen besonderen Nachteile 
Entschädigung zu leisten. Die Entschädigung setzt die 
Enteignungsbehörde fest. 

§ 39 
Vorarbeiten auf Grundstücken 

(1) Beauftragte der Enteigungsbehörde sind befugt, zur 
Vorbereitung der nach diesem Gesetz zu treffenden Maß­
nahmen Grundstücke zu betreten und Vermessungen, Bo­
den- und Grundwasseruntersuchungen oder ähnliche Ar­
beiten auszuführen. Die Enteignungsbehörde kann auch 
den Träger eines Vorhabens, dessen Durchführung eine 
Enteignung erfordern kann, zu solchen Vorarbeiten er­
mächtigen. Eigentümer und Besitzer haben Maßnahmen 
nach Satz 1 und 2 zu dulden. Diese sind rechtzeitig vor Be­
treten des Grundstücks schriftlich von der Enteignungs­
behörde anzukündigen. Wohnungen dürfen nur mit Zu­
stimmung der Wohnungsinhaber betreten werden. 

(2) Entstehen durch eine nach Absatz 1 zulässige Maß­
nahme dem Eigentümer oder Besitzer unmittelbare Ver­
mögensnachteile, so hat dafür der Träger des Vorhabens 
eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten; 
kommt eine Einigung über die Geldentschädigung nicht 
zustande, so setzt die Enteignungsbehörde die Entschädi­
gung fest. § 41 ist anzuwenden. 

Abschnitt 3 

Übernahme- und Entschädigungsverfahren 

§40 
Übernahmeverfahren 

Hat der Eigentümer eines Grundstücks außerhalb eines 
Verfahrens nach Abschnitt 1 dieses Teils einen Anspruch 
auf Übernahme seines Grundstücks und kommt eine Eini­
gung mit dem Übernahmeverpflichteten nicht zustande, 
so kann der Eigentümer bei der Enteigungsbehörde, in 
den Fällen des § 18 Abs. 1 Satz 2 bei der zuständigen Be­
hörde, einen Antrag auf Entziehung des Eigentums stei­
len. Auf das Verfahren sind die Vorschriften des Teils III 
und des Abschnitts 1 dieses Teils entsprechend anzuwen­
den. 

§ 41 
Entschädigung außerhalb der förmlichen Enteignung 

Ist allein wegen außerhalb der förmlichen Enteignung 
eingetretener Nachteile Entschädigung in Geld zu leisten, 
so gelten die Vorschriften des Teils III und des Abschnitts 1 
dieses Teils entsprechend. Kommt eine Einigung nicht zu­
stande, so können Entschädigungsberechtigter oder Ent­
schädigungsverpflichteter bei der Enteignungsbehörde, in 
den Fällen des § 18 Abs. 1 Satz 2 bei der zuständigen Be­
hörde, die Festsetzung der Entschädigung beantragen. 
Hat der Entschädigungsverpflichtete dem Entschädi­
gungsberechtigten ein angemessenes Angebot unterbrei­
tet, so ist § 10 Abs. 2 Nr. 3 entsprechend anzuwenden. 

Abschnitt 4 

Rückenteignung 

§42 
Voraussetzung und Verfahren 

(1) Der enteignete frühere Eigentümer kann verlangen, 
daß das enteignete Grundstück zu seinen Gunsten wieder 
enteignet wird (Rückenteignung), wenn und soweit der 
durch die Enteignung Begünstigte oder sein Rechtsnach­
folger das Grundstück nicht innerhalb der festgesetzten 
Frist (§ 30 Abs. 1 Nr. 3 und § 31) zu dem Enteignungszweck 
verwendet oder den Enteignungszweck vor Ablauf der 
Frist aufgegeben hat. 

(2) Die Rückenteignung kann nicht verlangt werden, 
wenn 
a) der Enteignete selbst das Grundstück im Wege der 

Enteignung erworben hatte oder 

b) ein Verfahren zur Enteignung des Grundstücks nach 
diesem Gesetz zugunsten eines anderen eingeleitet 
worden ist und der enteignete frühere Eigentümer 
nicht glaubhaft macht, daß er das Grundstück binnen 
angemessener Frist zu dem vorgesehenen Zweck ver­
wenden wird. 

(3) Der Antrag auf Rückenteignung ist binnen zwei Jah­
ren seit Entstehung des Anspruchs bei der zuständigen 
Enteignungsbehörde einzureichen; bei Aufgabe des Ent­
eignungszwecks beginnt die Frist mit Kenntniserlangung 
durch den früheren Eigentümer. § 203 Abs. 2 des Bürgerli­
chen Gesetzbuchs gilt entsprechend. Der Antrag ist nicht 
mehr zulässig, wenn in den Fällen des Absatzes 1 mit der 
zweckgerechten Verwendung begonnen oder die Veräuße­
rung oder Ausgabe des Grundstücks in Erbbaurecht vor 
Eingang des Antrags bei der Enteignungsbehörde einge­
leitet worden ist. 

(4) Die Enteignungsbehörde kann die Rückenteignung 
ablehnen, wenn das Grundstück erheblich verändert oder 
ganz oder überwiegend Entschädigung in Land gewährt 
worden ist. 

(5) Der frühere Inhaber eines Rechts, das durch Enteig­
nung nach den Vorschriften dieses Gesetzes aufgehoben 
ist, kann unter den in Absatz 1 bezeichneten Vorausset­
zungen verlangen, daß ein gleiches Recht an dem früher 
belasteten Grundstück zu seinen Gunsten durch Enteig­
nung wieder begründet wird. Die Vorschriften über die 
Rückenteignung gelten entsprechend. 

(6) Für das Verfahren gilt Abschnitt 1 dieses Teils ent­
sprechend. 

§43 
Entschädigung für die Rückenteignung 

Wird dem Antrag auf Rückenteignung stattgegeben, so 
hat der Antragsteller dem von der Rückenteignung Be­
troffenen Entschädigung für den Rechtsverlust zu leisten. 
§ 8 Abs. 2 Nr. 2 ist nicht anzuwenden. Ist dem Antragstel­
ler bei der ersten Enteignung eine Entschädigung für an­
dere Vermögensnachteile gewährt worden, so hat er diese 
Entschädigung insoweit zurückzugewähren, als die Nach­
teile aufgrund der Rückenteignung entfallen. Die dem Ei­
gentümer zu gewährende Entschädigung darf den bei der 
ersten Enteignung zugrunde gelegten Verkehrswert des 
Grundstücks nicht übersteigen, jedoch sind Aufwendun­
gen zu berücksichtigen, die zu einer Werterhöhung des 
Grundstücks geführt haben. Im übrigen gelten die Vor­
schriften über die Entschädigung im Teil 111 entspre­
chend. 

Abschnitt 5 

Kosten und Vollstreckung 

§44 
Kosten 

(1) Der Antragsteller hat die Kosten zu tragen, wenn ein 
Antrag abgelehnt oder zurüc~genommen wird. Wird dem 
Antrag auf Enteignung oder Ubernahme stattgegeben, so 
hat der Entschädigungsverpflichtete die Kosten zu tragen; 
dies gilt auch bei sonstigen Entscheidungen, die eine Ent­
schädigung festsetzen. Wird einem Antrag auf Rückent­
eignung stattgegeben, so hat der von der Rückenteignung 
Betroffene die Kosten zu tragen. Wird ein Antrag eines 
sonstigen Beteiligten abgelehnt oder zurückgenommen, 
sind diesem die durch die Behandlung seines Antrags ver­
ursachten Kosten aufzuerlegen, wenn sein Antrag offen­
sichtlich unbegründet war. 

(2) Kosten sind die Kosten des Verfahrens und die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsver­
teidigung notwendigen Aufwendungen der Beteiligten. 
Die Gebühren und Auslagen eines Rechtsanwalts oder ei­
nes sonstigen Bevollmächtigten sind erstattungsfähig, 
wenn die Zuziehung eines Bevollmächtigten notwendig 
war. Aufwendungen für einen Bevollmächtigten, für den 
Gebühren und Auslagen gesetzlich nicht vorgesehen sind, 
können nur bis zur Höhe der gesetzlichen Gebühren und 
Auslagen von Rechtsbeiständen erstattet werden. 

(3) Aufwendungen, die durch das Verschulden eines Er­
stattungsberechtigten entstanden _~ind, hat dieser selbst 
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zu tragen; das Verschulden eines Vertreters ist dem Ver­
tretenen zuzurechnen. 

(4) Die Enteignungsbehörde setzt die Kosten in der 
Sachentscheidung oder durch besonderen Beschluß fest. 
Sie bestimmt hierbei auch, ob die Zuziehung eines Rechts­
anwalts oder eines sonstigen Bevollmächtigten notwendig 
war. 

§45 
Vollstreckbarer Titel 

(1) Die Zwangsvollstreckung nach den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung über die Vollstreckung von Urteilen in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten findet statt 

1. aus der Niederschrift über eine Einigung wegen der in 
ihr bezeichneten Leistungen; 

2. aus nicht mehr anfechtbarem Enteignungsbeschluß 
wegen der zu zahlenden Geldentschädigung oder einer 
Ausgleichszahlung; 

3. aus einem Beschluß über die vorzeitige Besitzeinwei­
sung oder deren Aufhebung wegen der darin festge­
setzten Leistungen; 

4. aus Beschlüssen nach § 16 Abs. 9, § 22, § 23 in Verbin­
dung mit § 74 Abs. 2 Satz 3 und § 75 Abs. 2 Satz 4 
VwVfG. NW., § 26 Abs. 6, § 36 Abs. 3 und § 39 Abs. 2 sowie 
aus allen sonstigen in Anwendung des § 41 ergehenden 
Beschlüssen; 

5. aus Kostenbeschlüssen nach § 44 Abs. 4 wegen der von 
dem Entschädigungsverpflichteten dem Entschädi­
gungsberechtigten zu erstattenden Aufwendungen. 

Die Zwangsvollstreckung wegen einer Ausgleichszahlung 
ist erst zulässig, wenn die Ausführungsanordnung wirk­
sam und unanfechtbar ist. 

(2) Die vollstreckbare Ausfertigung wird von dem Ur­
kundsbeamten der Geschäftsstelle des Amtsgerichts er­
teilt, in dessen Bezirk die Enteignungsbehörde ihren Sitz 
hat, und, wenn das Verfahren bei einem Gericht anhängig 
ist, von dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses 
Gerichts. In den Fällen der §§ 731, 767 bis 770, 785, 786 und 
791 der Zivilprozeßordnung tritt das Amtsgericht, in des­
sen Bezirk die Enteignungsbehörde ihren Sitz hat, an die 
Stelle des Prozeßgerichts. 

Teil V 

Sondervorschriften 
für das Rheinische Braunkohlengebiet 

§46 
Zulässigkeit der Enteignung von Umsiedlungsflächen 

In Braunkohlenplänen festgelegte unbebaute oder ge­
ringfügig bebaute Umsiedlungsflächen (§ 24 Abs. 2 Satz 3 
Landesplanungsgesetz) können nach diesem Gesetz ent­
eignet werden, um dort bisher in festgelegten Abbau- und 
Aufschüttungsgebieten ansässige Personen und Unter­
nehmungen sowie öffentlichen Zwecken dienende Ein­
richtungen in den Grenzen des Bedarfs anzusiedeln. Hier­
für gelten die nachfolgenden §§ 47 bis 49 ergänzend. 

§47 
Enteignungsantragsteller und Enteignungszweck 

(1) Enteignungsantragsteller im Sinne des § 21 Abs. 1 
Nr. 1 ist der Abbauberechtigte. 

(2) Enteignungszweck ist der Durc;hgangserwerb (§ 49) 
mit dem Ziele der anschließenden Überlassung der Flä­
chen an Personen, Einrichtungen und sonstige Berechtig­
te im Sinne des § 46 oder der Bestellung von Rechten zu 
ihren Gunsten sowie der Bereitstellung der Flächen für 
die Erschließung und den Gemeinbedarf. 

§48 
Bedarfsermittlung 

(1) Der Enteignungsantragsteller ermittelt für Umsied­
lungen, die nach den auf Grund des Landesplanungsgeset­
zes genehmigten Braunkohlenplänen erforderlich werden, 
den notwendigen Flächenbedarf. Der Bedarf an Flächen 

ist nach Maßgabe der bisherigen Wohn- und Infrastruktur 
sowie Siedlungsdichte in der umzusiedelnden Ortschaft, 
einer geordneten städtebaulichen Entwicklung und einer 
sozialgerechten Bodennutzung der Umsiedlungsflächen 
zu ermitteln. Hierbei ist der Gemeinde, in der die Umsied­
lungsfläche liegt, Gelegenheit zur Stellungnahme zu ge­
ben. Die von der Umsiedlung Betroffenen im Sinne von 
§ 46 sind bei der Ermittlung des Bedarfs zu befragen. Der 
Enteignungsantragsteller soll die beabsichtigte zeitliche 
Abwicklung der Umsiedlung darstellen. 

(2) Die Unterlagen über den ermittelten Bedarf sind 
dem Enteignungsantrag (§ 19) beizufügen. Sie sind bis zur 
Entscheidung hierüber dem jeweiligen Bedarf anzupas­
sen. Änderungen sind der Enteigungsbehörde zusammen 
mit dem Nachweis mitzuteilen, daß der Gemeinde, in der 
die Umsiedlungsfläche liegt, Gelegenheit zur Stellungnah­
me gegeben wurde. 

§49 
Durchgangserwerb 

Der Enteigungsantragsteller ist verpflichtet, die enteig­
neten Flächen innerhalb der Verwendungsfrist (§ 30 Abs. 1 
Nr. 3) den umzusiedelnden Eigentümern, Erbbauberech­
tigten oder Wohnungseigentümern (Teileigentümern) auf 
der Grundlage des Bedarfs zum Erwerb mit Bebauungs­
verpflichtung auch unter Berücksichtigung des Bedarfs an 
Mietwohnungen anzubieten; die für Erschließung und Ge­
meinbedarf erforderlichen Flächen sind der Gemeinde 
anzubieten, in der die Umsiedlungsfläche liegt. Die frei­
händig erworbenen Flächen sollen in das Angebot einbe­
zogen werden. Die Verwendungsfrist beginnt nicht vor 
Wirksamwerden des Bebauungsplans. Die geforderte Ge­
genleistung darf nicht höher sein als die vom Enteig­
nungsantragsteller gemäß § 10 geleistete anteilige Ent­
schädigung zuzüglich von ihm auf das Bauland oder das 
Recht gemachter Aufwendungen, soweit diese zu einer 
Steigerung des Verkehrswerts geführt haben. 

Teil VI 

Rechtsweg 

§ 50 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung 

(1) Entscheidungen über Entschädigungen, über Aus­
gleichszahlungen, den Härteausgleich nach § 13 und über 
die Erstattung von Aufwendungen der Beteiligten können 
nur durch Antrag auf gerichtliche Entscheidung ange­
fochten werden. Über den Antrag entscheidet das Landge­
richt, Kammer für Baulandsachen. Die Vorschriften des 
Dritten Kapitels, Dritter Teil (§§ 217 ff.) BauGB sind ent­
sprechend anzuwenden. An die Stelle der dort genannten 
Vorschriften der §§ 110 und 111, § 113 Abs. 2 und 5 und des 
§ 117 Abs. 5 BauGB treten die Vorschriften der §§ 27 und 
28, § 30 Abs. 1 und 4 und des § 33 Abs. 5 dieses Gesetzes. Im 
übrigen ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 

(2) Enthalten Verwaltungsakte der Enteignungsbehörde 
nicht nur Entscheidungen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, 
so kann der Antrag auf gerichtliche Entscheidung gemäß 
Absatz 1 Satz 1 binnen eines Monats nach Zustellung ei­
ner Mitteilung der Enteignungsbehörde über die Unan­
fechtbarkeit der übrigen Teile der Entscheidung oder über 
den rechtskräftigen Abschluß oder über die sonstige Erle­
digung eines hinsichtlich dieser Teile des Verwaltungsak­
tes anhängig gewordenen Verwaltungsrechtsstreits ge­
stellt werden; die Mitteilung bedarf zu ihrer Wirksamkeit 
eines Hinweises auf die Frist des Satzes 1. 

Teil VII 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 51 
Anpassung von Gesetzen 

(1) Das Landeseisenbahngesetz vom 5. Februar 1957 
(GV. NW. S. 11), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. De­
zember 1984 (GV. NW. S. 806), wird wie folgt geändert: 
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1. § 15 erhält folgende Fassung: 

,,§ 15 
Enteignungsrecht 

Mit der Verleihung des Eisenbahnunterneh­
mungsrechts erhält der Antragsteller das Recht der 
Enteigung im Rahmen des festgestellten Planes. Die­
ser ist für die Enteignungsbehörde bindend. Das Lan­
desenteignungs- und -entschädigungsgesetz (EEG 
NW) ist anzuwenden." 

2. § 34 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Mit der Erlaubnis der höheren Verwaltungsbehör­
de zum Bau und Betrieb einer Anschlußbahn erhält der 
Antragsteller das Recht der Enteignung im Rahmen 
des festgestellten Planes. § 15 Satz 2 und 3 gelten ent­
sprechend." 

(2) Das Straßen- und Wegegesetz des Landes Nord­
rhein-Westfalen (StrWG NW) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 1. August 1983 (GV. NW. S. 306) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 11 wird wie folgt geändert: 
a) In Absatz 2 werden folgende Sätze 4 und 5 angefügt: 

"Kommt der Träger der Straßenbaulast dieser Ver­
pflichtung nicht nach, so kann der Berechtigte die 
ihm nach den §§ 10 bis 13 des Landesenteignungs­
und -entschädigungsgesetzes (EEG NW) zustehen­
den Ansprüche unmittelbar bei der Enteignungsbe­
hörde geltend machen. Für das Verfahren gelten die 
§§ 27 und 28 EEG NW." 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
,,(3) Ist eine Planfeststellung nach § 38 nicht erfolgt 
und sind Grundstücke für die Straße in Anspruch 
genommen worden, so stellt die Enteignungsbehör­
de auf Antrag des Trägers der Straßenbaulast im 
Enteignungsbeschluß zugleich die Zulässigkeit der 
Enteignung fest. § 4 Abs. 1 und 2 EEG NW ist anzu­
wenden." 

2. § 41 wird aufgehoben. 

3. § 42 erhält folgende Fassung: 

,,§42 
Enteignung 

(1) Der Träger der Straßenbaulast hat im Rahmen ei­
nes festgestellten Planes das Recht der Enteignung. 
Der Planfeststellungsbeschluß ist für die Enteignungs­
behörde bindend. Das Landesenteignungs- und -ent­
schädigungs gesetz ist anzuwenden. 

(2) Die Enteignungsbehörde entscheidet auch über 
Entschädigungsansprüche, die wegen schädlicher Um­
welteinwirkungen öffentlicher Straßen geltend ge­
macht werden, soweit zwischen dem Träger der Stra­
ßenbaulast und dem Betroffenen keine Einigung über 
die Entschädigung zustande kommt. Für das Verfahren 
gelten die enteignungsrechtlichen Vorschriften über 
die Feststellung von Entschädigungen entsprechend." 

(3) § 24 Abs. 2 des Landesfischereigesetzes vom 11. Juli 
1972 (GV. NW. S. 226), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
6. November 1984 (GV. NW. S. 663), erhält folgende Fas­
sung: 

,,(2) Das Landesenteignungs- und -entschädigungsge­
setz (EEG NW) ist anzuwenden." 

(4) Das Landeswassergesetz (LWG) vom 4. Juli 1979 (GV. 
NW. S. 488), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. März 
1989 (GV. NW. S. 194), wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 wird an Absatz 2 folgender Satz angefügt: 
"Das Landesenteignungs- und -entschädigungs gesetz 
(EEG NW) ist anzuwenden." 

2. § 46 erhält folgende Fassung: 

,,§46 
Zulässigkeit der Enteignung 

Für Zwecke der öffentlichen Wasserversorgung, der öf­
fentlichen Abwasserbeseitigung, eines Gewässeraus­
baus, der dem Wohl der Allgemeinheit dient, sowie für 

Vorhaben zum Schutz vor oder zum Ausgleich von Be­
einträchtigungen des Natur- und Wasserhaushalts 
durch Wasserentzug ist die Beschränkung oder Ent­
ziehung von Grundeigentum oder Rechten am Grund­
eigentum im Wege der Enteignung zulässig. Das Lan­
desenteignungs- und -entschädigungsgesetz (EEG 
NW) ist anzuwenden." 

2a. § 86 wird aufgehoben. 

3. § 134 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
"Das Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetz 
(EEG NW) ist anzuwenden; dies gilt auch im Falle des 
Satzes 2." 

4. § 135 wird wie folgt geändert: 
a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Übernahmepflicht" . 
b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Wird die Nutzung eines Grundstücks infolge der 
die Entschädigungspflicht auslösenden Verfügung 
unmöglich gemacht oder erheblich erschwert, so 
kann der Grundstückseigentümer verlangen, daß 
der Entschädigungspflichtige das Grundstück über­
nimmt. Das Landesenteignungs- und -entschädi­
gungsgesetz (EEG NW) ist anzuwenden. § 20 des 
Wasserhaushaltsgesetzes bleibt unberührt." 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 
d) Absatz 4 wird Absatz 3. 

5. Der Abschnitt IV des Fünfzehnten Teils: Verwaltungs­
verfahren (§§ 154 bis 156) wird aufgehoben. 

(5) Das Denkmalschutzgesetz (DSchG) vom 11. März 
1980 (GV. NW. S. 226), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
6. November 1984 (GV. NW. S. 663), wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 6, § 20 Abs. 1 Nr. I, § 34 Abs. 9 und § 42 wer­
den jeweils die Wörter "der Kultusminister" durch die 
Wörter "der für die Denkmalpflege zuständige Mini­
ster" ersetzt. 

2. § 30 erhält folgende Fassung: 

,,§30 
Enteignung 

(1) Baudenkmäler und ortsfeste Bodendenkmäler kön­
nen enteignet werden, wenn allein dadurch 
a) ein Denkmal in seinem Bestand, seiner Eigenart 

oder seinem Erscheinungsbild erhalten werden 
kann, 

b) ein Denkmal der Allgemeinheit zugänglich gemacht 
werden kann, sofern hieran ein öffentliches Interes­
se besteht, oder 

c) in einem Grabungsschutzgebiet planmäßige Nach-
forschungen betrieben werden können. 

(2) Das Enteignungsrecht steht dem Land oder einer 
anderen juristischen Person des öffentlichen Rechts 
zu; es steht ferner einer juristischen Person des Privat­
rechts zu, wenn und soweit der Enteignungszweck zu 
den in der Satzung niedergelegten Aufgaben gehört. 

(3) Das Landesenteignungs- und .:entschädigungsge­
setz (EEG NW) ist anzuwenden. Uber die Zulassung 
der Enteignung entscheidet die Oberste Denkmalbe­
hörde." 

3. In § 33 erhält Satz 2 folgende Fassung: 
"Das Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetz 
(EEG NW) ist anzuwenden." 

(6) § 42 des Landschaftsgesetzes (LG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26. Juni 1980 (GV. NW. S. 734), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 6. Oktober 1987 (GV. 
NW. S. 342), erhält folgende Fassung: 

,,§42 
Enteignung 

(1) Die Unteren Landschaftsbehörden (§ 8 Abs.l Satz 3) 
haben zur Verwirklichung der im Landschaftsplan ge­
troffenen Festsetzungen das Recht der Enteignung. 

(2) Das Landesenteignungs- und -entschädigungsge­
setz (EEG NW) ist anzuwenden." 
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(7) § 10 des Gesetzes über den Erftverband (ErftVG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Januar 1986 
(GV. NW. S. 54) erhält folgende Fassung: 

.. § 10 
Enteignung 

Für die Durchführung von Verbandsaufgaben ist, so­
weit erforderlich, die Enteignung zulässig. Das Landes­
enteignungs- und -entschädigungsgesetz (EEG NW) ist 
anzuwenden." 

(8) In § 2 des Gesetzes betreffend Bildung einer Genos­
senschaft zur Regelung der Vorflut und zur Abwässerrei­
nigung im Emschergebiet vom 14. Juli 1904 (PrGS. NW. 
S.205), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 1984 
(GV. NW. S. 370), wird folgender Satz 3 angefügt: 

.. Für die Durchführung von Verbandsaufgaben ist, so­
weit erforderlich, die Enteignung zulässig. Das Landes­
enteignungs- und -entschädigungsgesetz (EEG NW) ist 
anzuwenden." 

(9) Das Entwässerungsgesetz für das linksniederrheini­
sche Industriegebiet (LINEG-Gesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. November 1984 (GV. NW. S. 759) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 23 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
.. Die Vorschriften des Artikels 52 und des Artikels 53 
Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Ge­
setzbuch und die Vorschriften des Landesenteignungs­
und -entschädigungsgesetzes (EEG NW) sind anzu­
wenden." 

2. § 24 erhält folgende Fassung: 

.. § 24 
Für die Durchführung von Verbandsaufgaben ist, so­
weit erforderlich, die Enteignung zulässig. Das Landes­
enteignungs- und -entschädigungsgesetz (EEG NW) ist 
anzuwenden." 

(10) § 27 des Lippegesetzes vom 19. Januar 1926 (PrGS. 
NW. S. 218), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 
1984 (GV. NW. S. 370), erhält folgende Fassung: 

.. §27 
Für die Durchführung von Verbandsaufgaben ist, so­
weit erforderlich, die Enteignung zulässig. Das Landes­
enteignungs- und -entschädigungsgesetz (EEG NW) ist 
anzuwenden." 

(11) Das Ruhrreinhaltungsgesetz vom 5. Juni 1913 
(PrGS. NW. S. 210), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Juni 1984 (GV. NW. S. 370), wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
.. Beträgt die Ersatzsumme mehr als einhundert Deut­
sche Mark, so sind Artikel 52 und Artikel 53 Abs. 1 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
anzuwenden." 

2. § 28 erhält folgende Fassung: 

.. §28 
Für die Durchführung von Verbandsaufgaben ist, so­
weit erforderlich, die Enteignung zulässig. Das Landes­
enteignungs- und -entschädigungsgesetz (EEG NW) ist 
anzuwenden." 

(12) In § 2 des Ruhrtalsperrengesetzes vom 5. Juni 1913 
(PrGS. NW. S. 214), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Juni 1984 (GV. NW. S. 370), wird folgender Absatz 5 an­
gefügt: 

.. (5) Für die Durchführung von Verbandsaufgaben ist, 
soweit erforderlich, die Enteignung zulässig. Das Lan­
desenteignungs- und -entschädigungsgesetz (EEG 
NW) ist anzuwenden." 

(13) Das Landesabfallgesetz (LAbfG) vom 21. Juni 1988 
(GV. NW. S. 250) wird wie folgt geändert: 

1. § 23 erhält folgende Fassung: 

,,§ 23 
Enteignung nach Planfeststellung 

(1) Zur Ausführung eines vollziehbaren Planfeststel­
lungsbeschlusses nach § 74 Abs. 1 oder 3 VwVfG. NW. 
haben die entsorgungspflichtigen Körperschaften des 
öffentlichen Rechts das Enteignungsrecht. Zugunsten 
anderer zur Abfallentsorgung Verpflichteter stellt die 
oberste Abfallwirtschaftsbehörde die Zulässigkeit der 
Enteignung fest. 

(2) Der festgestellte Plan ist dem Enteignungsverfah­
ren zugrunde zu legen und für die Enteignungsbehörde 
bindend. Das Landesenteignungs- und -entschädi­
gungsgesetz (EEG NW) ist anzuwenden." 

2. § 43 erhält folgende Fassung: 

,,§43 
Verfahren bei Entschädigung 

Für die nach § 22 Abs. 3 zu leistende Entschädigung, für 
den nach § 20 Abs. 4 oder § 25 Abs. 5 zu leistenden Er­
satz, für das nach § 3 Abs. 5 Satz 2 AbfG festzusetzende 
Entgelt, für die nach § 3 Abs. 7 Satz 3 AbfG zu bestim­
mende Verpflichtung und für die nach § 8 Abs. 4 Satz 2 
AbfG zu leistende Entschädigung sind die Vorschriften 
des Landesenteignungs- und -entschädigungsgesetzes 
(EEG NW) anzuwenden." 

(14) In § 30 Abs. 2 des Landesplanungsgesetzes (LPlG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 28. November 1979 
(GV. NW. S. 878), geändert durch Gesetz vom 18. April 1989 
(GV. NW. S. 233), werden die Wörter "Gesetz über die Ent­
eignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (PrGS. NW. 
S. 47), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. November 
1961 (GV. NW. S. 305)," durch die Wörter "Landesenteig­
nungs- und -entschädigungs gesetz (EEG NW)" ersetzt. 

§ 52 
Überleitung anhängiger Verfahren 

(1) Bei Inkrafttreten dieses Gesetzes (§ 53) anhängige 
Verfahren sind, soweit nicht in den nachfolgenden Absät­
zen Abweichendes bestimmt ist, nach den bisher gelten­
den Vorschriften weiterzuführen. 

(2) Verfahren, in denen bei Inkrafttreten dieses Geset­
zes eine Offenlegung nach § 19 des Gesetzes über die Ent­
eignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (PrGS. NW. 
S. 47), geändert durch Gesetz vom 28. November 1961 (GV. 
NW. S. 305), oder eine Verhandlung nach § 25 des genann­
ten Gesetzes noch nicht stattgefunden hat, sind nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes weiterzuführen. 
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(3) Hat die Enteignungsbehörde bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Entschädigung noch nicht festgesetzt, so hat 
sie Teil III anzuwenden. 

§ 53 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1990 in Kraft. Gleich­
zeitig treten das Gesetz über die Enteignung von Grundei­
gentum vom 11. Juni 1874 (PrGS. NW. S. 47), geändert 
durch Gesetz vom 28. November 1961 (GV. NW. S. 305), und 
das Gesetz über ein vereinfachtes Enteignungsverfahren 
vom 26. Juli 1922 (PrGS. NW. S. 53) außer Kraft. 

Düsseldorf, den 20. Juni 1989 

(L. S.) 
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